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Nur wenige Lehrerverbände in den Kantonen - darunter jener im Thurgau - sind gegen die Pläne des Bundes. Bild: Mareycke Frellner 

Sprachenstreit Der Lehrerverband befürwortet im Tauziehen um den Französischunterricht ein Eingreifen 
des Bundes. Die Erziehungsdirektorenkonferenz hofft derweil, dass sich das Problem von selber löst. 

D0mn11nc Wnrth 

Es ist ein Thema mit . grosser 
Sprengkraft: Als Innenminister 
Alain Berset im letzten Juli an­
kündigte, den Kantonen das . 
Frühfranzösisch per Bundesge­
setz aufzwingen zu wollen, war 
der Aufschrei gross. Nun haben 
sich die Lehrer in der Sache zu 
Wort gemeldet. Und sie stär~(en' 
dem Bundesrat und seinen um­
strittenen Interventionsplänen 
den Rücken, deutlich sogar, wie 
der Zentralpräsident des Schwei­
zer Lehrerverbands (LCH), Beat 
W. Zemp, betont. 

Das wichtigste Argument für 
eine vom Bund verordnete Har­
monisierungistin den Augen von 
Zemp die zunehmende gesell-

. schaftliche Mobilität. Er greift 
zum Beispiel eines Thurgauer 
Schülers, um das zu illustrieren. 
Zur Erinnerung: Es war der Kan­
ton Thurgau, der mit seinem An­
sinnen, den Französischunter­
richt aus der Prinlarschule zu ver­
bannen, Bundesrat Alain Berset 
erst auf den Plan rief. Wenn er 
seine Pläne verwirklicht, lernt 
der erwährite Schüler bis zur 

sechsten Klasse kein Franzö­
sisch. Zieht er zu diesem Zeit­
punkt etwa in den Kanton Basel­
fand oder Bern, trifft er dort auf 
Mitschüler, die bereits vier Jahre 
Französischunterricht genossen. 
Denn dort steht Französisch 
schon ab der dritten Klasse auf 
dem Stundenplan. «Solche Schü­
ler müssen dann nachgeschult 
werden. Das ist ein unhaltbarer 
Zustand - für die betroffenen Fa­
milien, aber auch für die knappen 
Budgets der Schulen», sagt 
Zemp. Eine Studie kommt zum 
Schluss, dass die Koste]:). für 
Nachschulungen heute 6,5 Mil­
lionen Franken betragen und auf 
bis zu 8,8 Millionen steigen wür­
den, wenn weitere Kantone beim 
Französischunterricht eigene 
Wege g~hen. Entsprechende In­
itiativen sind in Zürich und Lu­
zern hängig. 

. lLehrelt' setzten auf den 
weichsten Eingriff 

Der Bundesrat hat angesichts der 
brisanten Ausgangslage gleich 
drei Gesetzesvorschläge in die. 
Vernehmlassung .gegeben, die 
unterschiedlich stark in die Ge-

staltungsfreiheit der Kantone 
eingreifen. Der LCH und auch 
der Westschweizer Lehrerver­
band SER sprechen sich :wie die 
Regierung für jene Variante aus, 
die den Kantonen die grösstmög- . 
liehe Freiheit lässt. Im Gesetz soll 
lediglich verankert werden, dass 
der Unterricht in einer zweiten 
Landessprache in der Primar­
schule beginnen und bis zum 

« Wir sind ein. mehr­
sprachiges Land, 
und das ist ein· 
Trumpf, um den 
man uns m ganz 
Europa beneidet. 
Wir müssen ihn 
unbedingt nutzen.» 

Beat W. Zemp 
· Zentralpräsident LCH 

Ende det Sekundarschule dauern 
soll. Das geht wesentlich weniger 
weit als der Sprachenkompro­
miss von 2004, der ebenfalls zu 
den vom Bundesrat vorgeschla­
genen Varianten gehört. Damals 
hatten sich die Kantone darauf 
geeinigt, dass jedes Schulkind ab · 
der dritten Klasse eine erste und 
ab der fünften Klasse eine zweite 
Fremdsprache lernen soll. Weil 
dieser Kompromiss · aber nie 
überall umgesetzt wurde, son­
dern im Gegenteil zuletzt an ver­
schiedenen Orten unter Druck 
kam, hofft Zemp, dass die vom 
LCH unterstützte Lösung .zwi­
schen den .Lagern eine Brücke 
schlagen ki,nn. «Wir sind ein 
mehrsprachiges Land, und das ist 
ein Trumpf, um den wir in ganz 
Europa beneidet werden. Wir 
müssen ihn unbedingt nutzen», 
sagtZemp. 

Allerdings gehen die Mei­
nungen auch im Lehrerverband 
auseinander. Zur Minderheit, die 
eine Bundesintervention ab­
lehnt, gehört Anne Varenne. Die 
Präsidentin von Bildung Thurgau 
sagt, sie wolle, wenn überhaupt, 
eine pädagogische Harmonisie-

· rung: «Wenn der Bund dngrei­
fen will, dann soll er die Anzahl 
der Lektionen und ihre.Qualität 
regeln.» 

Eymann hofft auf 
Thmgauer Umdenlken 

Die kantonalen Erziehungsdi­
rektoren sprechen sich gegen 
eine Bundesintervention aus, 
weil sie eine solche als nicht ver­
hältnismässig erachten. Trotz­
dem ist von Präsident Christoph 
Eymann kaum I<i"itik am Posi­
tionsbezug der LE:hrer zu verneh­
men. Der Basler Nationalrat hofft 
nach wie vor, diJ.SS die Drohge­
bärde ;;ms Bern die Abweichler 
zum Einlenken bewegt. Und er 
glaubt, zuletzt «entspannende 
Zeichen» im Sprachenstreit aus­
gemacht zu haben. Eym21IDJ. 
denl~ vor allem an die Thurgauer 
Regierung, die das Thema Früh­
französisch-Abschaffung Anfang 
September neu aufgerollt hat. 
Das Kantonsparlament wird sich 
in den kommenden Monaten er­
neut damit befassen. Und Ey­
mann macht keinen Hehl daraus, 
dass er nichts gegen einen Kurs­
wechsel im Thurgau hätte. 

Atomausstieg Nach dem Rückzieher des Gewerbeverbandes bleibt das Referendum gegen die Energiestrategie 
2050 in der Schwebe. Die SVP entscheidet in den kommenden Tagen, ob sie aHeine antreten wHL 

Der Vorstand des Schweizeri­
schen Gewerbeverbands (SGV) 
hat gestern beschlossen, auf ein 
Referendum gegen ·die Energie­
strategie 2050 zu verzichten. Das 
erste Massnahrnenpal,et sei aus-
tTOTAT"n:'OY"I. ;t4"1t;'I T.)r,,t;'l;+.;~TQ .;;i ... .0.'Y'l"A~.0.n'.O. 

bilität, schreibt der Verband wei­
ter. Damit wird ein Referendum 
gegen die Energiestrategie 2050 . 

unwahrscheinlicher. Bereits im 
Frühling hatte der andere grosse 
Wirtschaftsverband, die Econo-
........ ;o ..... ,; ...... ~ " ..... ,t-,.,,,.,:1"'; ...... ..:1,..,. ........... ; ..... n ..... ,4'.:' ..... 

ldar. SVP-Präsident Albert Rösti 
sagte am Montag der Nachrich­
tenagentur SDA, die Partei werde 
den Entscheid in den nächsten 
Tagen fällen. Der Parteivorstand 
hatte sich zwar im August für ein 
n ...... .t .,.,...._.,..:a ................ ,_,... .... - ....... 1- .... - ..... 

Das Parlament nahm das ers­
te Massnahmenpal,et der Ener­
giestrategie 2050 am vergange­
nen Freitag in der Schlussabstim­
mung deutlich an. Dessen Eck­
pfeiler sind: keine neuen Atom-
, __ .c.i_ _____ ,__ --L--

stätigte das Parlament diesen 
Grundsatzentscheid. Der Bun­
desrat erarbeitete in der Folge die 
Energi~strategi~ 2050 lind leitete 
im September 2013 das erste 
Massnahmenpal,et dazu ans Par-
, _______ ..__ ·,r,,. __ ....._ ____ -.Ja__ ..J[ __ T>_l __ .... .r=: .. 
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i Hochdruckeinfluss muss sich die Sonne 
Platz am Himmel mit Wolken teilen. 

Weitere zum Wetter lesen Sie auf Seite 27 
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Sekretär des Komitees. 

Im Rückblick erstaunt diese· 
Überraschung nicht. Denn 
es hat einige Zeit gedauert, 
bis den945 geborene Os­
humi in seinem Spezial­
gebiet reüssieren konnte. 
Als Sohn eines Ingenieurs 
wäre ihm das Techajsche 
näher gelegen. Schon früh 
allerdings· interessierte ihn die 
Natur weit stärker, in Tokio be­
gann er deshalb Chemie zu stu­
dieren. Und-wechselte schon 
bald zur Mikrobiologie, deren 
goldene Zeiten in den frühen 
196oer-Jahren gerade anbra­
chen. An der New Yorker 
Rockefeller University wurde 
ihm in Gerald Edelmans Labo-

Ansichten 

Im Sommer hat der Bundes­
rat das Vemehmlasst1ngsver­
fähren zur Änderung des Spra­
chengesetzes eröffnet. Weil der 
Unterricht in einer zweiten Lan­
dessprache (Französisch) auf 
der Primarstufe in Frage gestellt 
sei, erachtet er das Ziel einer 
sprachregionalen Harmonisie­
rung des Fremdsprachenunter­
richts als gefährdet. Deshalb 
,zieht er nun eine Bundeslösung 
in Betracht. Der Bundesrat lässt 
es·noch offen, ob die Revision 
des Sprachengesetzes tatsäch­
lich umgesetzt werden soll. 
Dennoch stellt sich bereits jetzt 
die Frage, ob auf Bundesebene 
ein Eingriff in die Schulhoheit 
der Kantone zulässig ist. 

Ausgangspunlkt für diese J8e­
m1:eilung ist Artikel 62 der 
Verfassung, welcher von Volk 
und Ständen 2006 gutgeheissen 
wurde. Die Bundesverfassung 
verankert als erstes die Schul­
hoheit der Kantone. Artikel 62 
enthält jedoch auch ein Harrno­
nisierungsziel. Es betrifft dies 
folgende Bereiche: Schulein­
trittsalter und Schulpflicht, 
Dauer und Ziele der Bildungs­
stufen, Anerkennung von Ab­
schlüssen. In diesem Zusam-

menhang enthältdie Bundes­
verfä.ssung eine subsidiäre Bun­
deskompetenz, inderµ: der Bund 
ermächtigt wird, die notwendi­
gen Vorschriften zu erlassen, 
sofern auf dem Koordinations­
weg die Harmonisierung nicht 
zustande kommt. 

Diesem Verfassungsauftrag 
zm Hannomsiit!nmg sind die 
Kantone mit dem Harmos-Kon­
kordat nachgekommen, wo 

@ 

auch die Regelung zum Spra~ 
chenunterricht enthalten ist. 
Nachdem in versch~edenen 
Kantonen der Unterricht einer 
weiteren Landessprache auf der 
Primarstufe in Frage gestellt ist, 
bejal1t der Bundesrat die grund­
sätzliche Anwendbarkeit dieser · 
subsidiären Bundeskompetenz. 

. Hierzu gibt es jedoch Einwände. 

Das Hannos-][fonlkordat ist 
2009 m Kraft getreten mit 
derzeit 15 Beitrittskantonen. 
Damit steht als erstes fest, dass 
diese mit dem Konkordat in die 
Wege geleitete Harmonisierung 
noch nicht als abgeschlossen 
betraclitet werden kann. Ein 
derartiger Prozess in einer ur­
eigenen föderalistischen 
Domäne braucht Zeit und Ge-

duld. Eine Intervention auf 
Bundesebene ist deshalb zurzeit . 
weder verfassungskonform 
noch opportun. Vielmehr sind 
die Kantone, im Speziellen die 
Erziehungsdirektorenkonfe­
renz, aufgerufen, die mit dem 
Hannos-Kor}1<ordat angestrebte 
Harmonisierung zu hinterfra­
gen. Das Abseitsstehen von elf 
Kantonen gibt zu denken. Was 
den Fremdspracl;tenunterr:icht 
auf Primarstufe anbelangt, darf 
mit Fug und Recht diskutiert 
werden, ,ob die Harmonisierung 
statt mit einer zeitlichen Fixie-
rung nicht auch mit einem ver­
bindlichen Bildungsziel am 
Ende der obligatorischen Schul­
pflicht erreicht werden kann. 

Die Kontroverse um den 
JF'remdsprachenunterricht 
und damit verbunden eine Ver­
ankerung im Bundesrecht ist 
nicht neu. Bereits im Rahmen , 
einer Revision des Sprachen­
gesetzes wurde vom Nationalrat 
vorgeschlagen, dass irn Gesetz 
eine Bestimmung aufgenom-

sie nicht mehr richtig - was bei­
spielsweise im Alter der Fall 
sein kann -, dann können sie 
die Entstehung von Krebs be­
günstigen. Vermutet wird über­
dies, dass sich Nervenzellen bei 
Alzheimer- und Parkinson­
Krankheit nicht von schädlichen 
Proteinen befreien können. 
Womit Ohsumis Grundlagen­
forschungen zumindest in län­
gerer Frist pralctische Folgen 
zeitigen könnten. 

Roif AJPIIJI 

Yoshinori Ohsum_i 
Bild: Akiko Matsushita/AP 

dies ab. Ein erneuter Anlauf der 
, Nationalratskommission für 
eine bundesrechtliche Regelung 
wurde von der Kommission des 
Ständerates mit dem Hinweis 
auf die Bildungshoheit der Kan­
tone abgelehnt. 

Die Vemehmlassungsad\Jres­
saten smd vor diesem Hinter­
grund aufgefordert, dem Ansin-

. nen des Bundes, ein"' Regelung 
zum Fremdsprachenunterricht 
zu treffen, eine klare Absage zu 
erteilen. Aus verfassungsrecht­
lichen, insbesondere aber auch 
aus politischen Gründen ist der 
Zeitpunkt für die zur Diskussion 
gestellte Revision des Sprachen­
gesetzes verfehlt. Die Kantone 
sind gut beraten, das Heft ent­
schieden in die Hand zu neh­
men. In Anbetracht der zentra­
listischen Tendenzen in diesem 
Land ,könnten ihnen sonst die 
Felle davonschwimmen. 

men wird, wonach in der Pri- Herma111J111J IPfün-gi 
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